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1. Der Regierungsrat genehmigt das vorgelegte Antwortformular an das 
Bundesamt für Gesundheit (BAG). 

 
Begründung 
Der Bund hat bei den Kantonen und weiteren Kreisen ein Vernehmlassungs-
verfahren zum Bundesgesetz über die Regulierung der Versicherungsver-
mittlertätigkeit durchgeführt. Geplant ist eine Anpassung des Krankenversi-
cherungsaufsichtsgesetzes und des Versicherungsaufsichtsgesetzes. Dabei 
sind unter anderem einige Punkte der Vereinbarung der Versicherer für ver-
bindlich zu erklären (Entschädigung der Vermittler, Verbot der telefonischen 
Kaltakquise, Ausbildung, Beratungsprotokoll). Zudem sind Sanktionen bei 
Nichteinhaltung vorzusehen. Das Krankenversicherungsaufsichtsgesetz und 
das Versicherungsaufsichtsgesetz müssen entsprechend angepasst werden. 
Der Regierungsrat begrüsst die Vernehmlassungsvorlage grundsätzlich. Er 
beantragt aber, dass die Versicherer zwingend eine Branchenlösung verein-
baren müssen. 
 
 

 

                                                                                            
 


